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Begründung 

zum Bebauungsplan Nr . 25 Stederdorf 

(Sondergebiet . nördlic h der Autobahn (BAB 2 }) 

der Stadt Peine 

1. Erfordernis der Planaufstellung und Ziele des Bebauungs-

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne 
aufzustellen, sobald und soweit dies für die städtebauli­
che Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 

Nach den Zielen der Raumordnung und Landesplanung 
(Regionales Raumordnungsprogramm für den Landkreis Peine 
1990) hat die ·Stadt Peine als Mittelzentrum im Ordnungs­
raum Braunschweig u. a . die Aufgabe, vorrangig solche 
Entwicklungmaßnahmen durchzuführen, die insbesondere dem 
wirtschaftlichen und sozialen Strukturwandel gerecht wer­
den und zur Sicherung und Entwicklung der Aufgaben bei­
tragen, die über die Ordnungsräume hinaus eine wesentli­
che Bedeutung für die Versorgung der Bevölkerung mit Gü­
tern und Dienstleistungen haben. 

Hierzu gehört auch die Bereitstellung von Flächen zur An­
siedlung von Verwaltungen und Büros, die auch den künfti­
gen Anforderungen des Strukturwandels hin zum Dienstl ei­
stungsbereich gerecht werden, um Peine diesbezüglich zu 
einem interessanten Standort für entsprechende Firmen zu 
machen. 

Im Rahmen der Wirtschaftsförderung hält die Stadt Feine 
hierfür an zwei Schwerpunktstandorten im Stadtgebie t - am 

----+------,"''H"'"e~yw~~~o-::o-::a~p<irki1 - sowie "westlich der Peiner Straße/nördlich 
Autobahn Stederdorf" - Flächen bereit. 

Letztere ist Inhalt dieses Bebauungsplanes. 
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2. Einfügung in die Bauleitplanung, die überörtliche Planung 
und die Raumordnung 

Der zur Zeit noch gültige Flächennutzungsplan weist für 
den Geltungsbereich Flächen für Land- und Forstwirtschaft 
aus, die dem Landschaftsschutz unterliegen. 

Die betroffene Fläche, mit Ausnahme eines ca. 1 ha großen 
Areals im Westen des Plangebietes; wurde jedoch mit Ver­
fahren gemäß § 30 NNatSchG zur Gebietsveränderung des 
Landschaftsschutzgebietes PE 23 aus dem besagten Land­
schaftsschutzgebiet herausgenommen und ist mit der Veröf­
fentlichung im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Braun­
schweig vom 01.07.1993 (119 . Änderung der Verordnung für 
die Landschaftsschutzgebiete) rechtsgültig. 

Der Verwaltungsausschuß der Stadt Peine hat am 22 . 03.1993 
die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 25 Stederdorf und 
die 51. Änderung des Flächennutzungsplanes sowie die Er­
stellung einer Umweltverträglichkeitsstudie beschlossen. 

Das Planfeststellungsverfahren zur Verbreiterung der 
BAB 2 (Projekt Deutsche Einheit) ist bereits abgeschlos­
sen. 

3. Bestehende Rechtsverhältnisse 

Der räumliche Geltungsbereich liegt außerhalb der im Zu­
sammenhang bebauten Ortsteile (§ 35 BauGB, Außenbereich). 

Bau- und planungsrechtliche Festsetzungen bestehen bisher 
nicht. 

4. Bestand inner- und außerhalb des Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes; 
Abgrenzung des Plangebietes 

Den Bereich des Planungsgebietes stellt ein sich nördlich 
der BAB 2 hinziehender, 100 bis 120 m breiter Streifen 
dar, der ackerbaulich oder als Ackerbrache genutzt wird. 

Die BAB 2 grenzt mit ihren Zu- und Abfahrtsspuren sowie 
den geplanten Wallanlagen an die südliche Plangebiets-
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grenze. 

I m Plan ist somit die zukünftige Ausbaustufe der Autobahn 
inklusive Lärmschutzwall, Grün- und Arbeitsstreifen be­
reits berücksichtigt. 

Außerhalb der östlichen Grenze des Plangebietes schließt 
sich der Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 22 Ste­
derdorf an, in welchem 1993 ein Hotelbau errichtet wurde 
(städtebauliche Festsetzungen: SO (Verwaltungsbüro und 
Hotelgebäude); GRZ 0,4; GFZ 1,2; drei Vollgeschosse). 

Direkt auf besagter Grenze verläuft ein Entwässerungsgra­
ben. 

Die nordöstliche Grenze des Plangebietes bildet der Gel­
tungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 17 Stederdorf, in 
dem in jüngster Zeit Ein- und Zweifamilienhausbepauung 
entstanden ist (städtebauliche Festsetzungen: WA/WR; of­
fene Bauweise; GFZ 0,8; zwei Vollgeschosse). 

Wiederum unmittelbar auf der Grenze findet o. g. Entwäs­
serungsgraben seinen Fortlauf. 

Der nordwestliche Teil wird durch das Trentelmoor be­
grenzt, das als eines der am besten erhaltenen Nieder­
moorkomplexe Peines gilt und daher einen hohen ökologi­
schen Stellenwert besitzt. Einschließlich eines Regen­
rückhaltebeckens liegt es im Bereich des Landschafts­
schutzgebietes PE 23. Außer einigen Grünlandflächen 
(Wiese, Weide) findet hier keine Nutzung statt . 

Zwischen dem Trentelmoor und dem Westrand des o. g . Wohn­
gebietes liegt im Norden (außerhalb des Bebauungsplangel­
tungsbereiches) eine ackerbaulich genutzte Fläche von et­
wa 100 m Breite. Auf dieser Fläche ist ein neues Wohnge­
biet mit den städtebaulichen Festsetzungen WA; offene 
Bauweise; GRZ o,3 und ein Vollgeschoß geplant. Der Bebau­
ungsplan befindet sich noch in der Aufstellung. 

Nach Aussage des Bodengutachtens der Gesellschaft für 
Grundbau und Umwelttechnik (GGU), Braunschweig, ist der 
Baugrund aus verlehmten Sanden, mit Ausnahme nicht auszu ­
schließender Vernässungsstellen, ausreichend tragfähig. 

Das heißt, die Gründung kann fl~ch über Streifen bzw. 
Einzelfundamente oder eine Bodenplatte erfolgen . 

Das Grundwasser kann in den tieferen Geländeteilen 



- 4 -

(nördlicher Teilbereich) bis über Gelände ansteigen und 
beeinträchtigt in einem großen Teil des Gebietes die Bau­
maßnahmen. Daher sind in diesem Bereich Wasserhaltungs ­
maßnahmen und Maßnahmen zum Schutz der Gebäude vor Feuch­
tigkeit erforderlich. 

Im gesamten Plangebiet sind Keller sowie sonstige Bauten 
unter Terrain mit Ausnahme der erforderlichen frostfreien 
Gründungen ausgeschlossen, da der freie Grundwasserstrom 
für die Erhaltung des angrenzenden Treutelmoores nicht 
beeinträchtigt werden darf. 

Im Nordosten des Plangebietes ist eine Abwasserpumpsta­
tion nebst offenem Regenrückhalte- bzw. -absetzbecken 
vorhanden. 

Bei Extremniederschlag können die schon erwähnten zugehö­
rigen Kanäle soviel Wasser heranführen, daß es zu zeit­
lich eng begrenzten1 mäßigen Geruchsbelästigungen kommen 
kann. 

Während der Bauzeit der Autobahnverbreiterung (BAB 2) 
wird von seiten des Erbauers (Bundesrepublik Deutschland) 
ein Arbeitsstreifen nördlich der Autobahn zur Errichtung 
des 5 m hohen Lärmschutzwalles (über Gradiente der Rampe) 
in Anspruch genommen, der nach Fertigstellung wieder an 
den Eigentümer übergeben wird (inklusive Entschädigung) . 

5. Planinhalt, Ziele und Zweck sowie wesentliche Auswirkun-
n 

5.1 Baugebiet/bauliche Nutzung 

5.1.1 Sondergebiet Büro- und Verwaltungsbauten 

Die Festsetzung Sondergebiet Büro- und Verwaltungsbauten 
ist gewählt worden, weil ausschließlich diese Nutzungen 
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zugelassen werden sollen. 

Um in diesem Bereich Betriebsansiedlungen zu ermöglichen, 
die außer einem Verwaltungsbereich auch in untergeordne­
ter Größe aus nicht störenden gewerblichen Produktions­
stätten bzw. Entwicklungsbereichen (wie z. B. entwick­
lungsorientierte Prototypen- bzw. Kleinserienfertigung) 
bestehen, werden diese Anlagen ausnahmsweise zugelassen. 

Dieses begründet sich aus dem unter Punkt 1. beschriebe­
nen Bedarf an solchen Flächen bzw. Nutzungen, außerdem 
halten sich bei dieser Nutzungsart Schall- und Schad­
stoffemissionen für benachbarte Wohnbau- und Naturflächen 
(Trentelmoor) in verträglichen Grenzen. 

Eventuell auftretende höhere Belastungen bleiben zudem 
auf kürzere Zeiträume des Tages selbst und im wesentli­
chen auf 5 Tage in der Woche beschränkt. 

Mit der Bauweise sollen, abweichend von der offenen Bau­
weise, auch Gebäudelängen von mehr als 50 m zugelassen 
werden, da diese bei größeren Büro- und Verwaltungsbauten 
durchaus üblich sind. 

Die Grundflächenzahl GRZ 0,4 ist gewählt worden, um in 
Verbindung mit einer Geschoßflächenzahl GFZ 1,0 im nörd­
lichen Teil des Sondergebietes eine Einpassung in die Um­
gebungsbebauung, sowohl Hotel ais auch Wohngebiet, zu er­
reichen. 

Das Verhältnis GRZ : GFZ = 1 : 2,5 bewirkt zudem eine ge­
wünschte Staffelung einzelner Gebäudeteile . 

Ergänzt werden diese Ziel e auch durch die Begrenzung der 
Bebauung auf drei Vollgeschosse. 

Entlang der Autobahn wird die Geschoßflächenzahl bei 
viergeschossiger Bauweise auf 1,4 festgesetzt. Durch die 
zur Autobahn ansteigende Bebauung wird eine erhöhte Raum­
kante geschaffen, die vor den Schallemissionen der Auto­
bahn abschirmt. 

Um für die beabsichtigte Nutzung einen möglichst großen 
Spielraum zu eröffnen, werden großzügige Bauflächen fest­
gesetzt . Lediglich am nördlichen Randbereich zur öffent­
lichen Verkehrsfläche ist die bauliche Nutzung durch die 
Festsetzung von Flächen für Anpflanzungen reduziert. 

Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden au-
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ßer Einfriedungen und Sichtschutzzäunen sowie Versor­
gungsanlagen alle anderen Nebenanlagen ausgeschlossen, 
weil für die ausgeschlossenen Einrichtungen innerhalb der 
Baugrenzen ausreichende Unterbringungsmöglichkeiten gege­
ben sind . Außerdem bleiben dadurch Flächen frei (entl~ng 

der Autobahn) , die zur Versickerung des Regenwassers ge­
nutzt werden können. 

Eine räumliche Fixierung der Stellplatzanlagen für den 
Bereich des Sondergebietes erfolgt nicht, weil einerseits 
in die Dispositionsfreiheit der Ansiedler nicht unnötig 
eingegriffen werden soll und weil andererseits insoweit 
aus städtebaulicher Sicht kein Regelungsbedarf erkennbar 
ist. 

Im Entwurfsbeispiel ist zu erkennen, in welcher Weise die 
Einstellplätze untergebracht werden könnten, um bei­
spielsweise eine attraktive Platzsituation zu schaffen. 
Oie hier zugrunde liegende Konzeption ist grundsätzlich 
verkehrstechnisch möglich. Das öffentliche Interesse an 
einer akzeptablen Gestaltung soll durch entsprechende 
Festsetzungen über Bepflanzung sichergestellt werden. 

Im Bereich der anzulegenden Stellplätze gilt aus ökologi­
schen und gestalterischen Überlegungen die textliche 
Festsetzung, daß standortgerechte, großkronige Laubbäume 
nach Maßgabe fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen sowie 
bei Abgang durch gleichwertige zu ersetzen sind. 

Es wird ferner angestrebt, die Bushaltestellen des ÖPNV 
in Absprache mit dem Betreiber so an das Plangebiet her­
anzulegen, daß der IndividualverKehr entlastet wird, um 
ggf . auch auf den Ausbau eines Teiles der Stellplätze 
verzichten zu können. 

Außerdem soll auch eine entsprechende Versorgung der an­
liegenden Wohngebie t e durch den Anschluß erfolgen. 

5.l.2 Mischgebiet 

Für die verbleibenden und nordwestlichen Flächen nördlich 
der Straße wird ein Mischgebiet festgesetzt. In einem 
Mischgebiet ist sowohl das Wohnen als auch die gewerbli­
che Tätigkeit, soweit sie nicht von ·wesentlichen Störun­
gen begleitet ist, zulässig. 
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Nördlich dieser Mischgebiete schließt sich ein bestehen­
des eingeschossiges Wohngebiet an. Ein weiteres Wohnge­
biet befindet sich in der Planung. 
Um die .Wohngebiete möglichst wenig zu b.eeinträchtigen, 
wird für das zweigeschossige Mischgebiet eine Traufhöhe 
sowie eine Firsthöhe als Höchstgrenze festgesetzt . Bei 
größtmöglicher Ausnutzung dieser Festsetzung können in 
diesem Bereich nur Dächer mit flacher Dachneigung entste­
hen. 

Durch textliche Festsetzungen werden einige Besonderhei­
ten geregelt, die sich durch die Lage, Struktur und städ­
tebauliche Überlegungen ergeben: Einzelhandelsbetriebe 
werden ausgeschlossen, um einer Zersplitterung von Ange­
botsstandorten entgegenzuwirken. Im übrigen sind unterge­
ordnete Einzelhandelsangebote ausnahmsweise zulässig, die 
im Zusammenhang mit gewerblicher Tätigkeit stehen. 

Tankstellen, Betriebe der Kraftfahrzeugverwertung wie 
auch solche der Schrott- und Altmaterialverwertung würden 
durch ihren Flächenanspruch wie auch ihr Äußeres den 
durch Wohn- und Bürobebauung geprägten Rahmen störend 
prägen, weswegen sie ebenfalls ausgeschlossen werden. Die 
Nähe zum Trentelmoor spricht ebenfalls gegen die Auswei­
sung solcher emittierenden Betriebe (Lärmbelästigung) . 

Schließlich werden Gartenbaubetriebe ausgeschlossen, weil 
sie aufgrund ihrer relativ großen Flächenansprüche eben­
falls den gegebenen, städtebaulich relativ engen Rahmen 
sprengen würden. 

5.2 Straßenverkehrsflächen 

Die öffentliche Verkehrserschließung der Grundstücke er­
folgt im Bereich des vorhandenen Weges, der ·zu diesem 
Zweck - · dem künftigen Verkehrsaufkommen angepaßt - ausge­
baut werden soll. 

Die Straßen selbst werden teilweise als Einbahnfahrspuren 
ausgebildet, um u. a. auf dem Grünmittelstreifen eine 
ökologisch wertvol le Baumgruppe weitgehend erhalten zu 
können. 

Den Belangen des ruhenden Verkehrs wird durch die Auswei­
sung von Parkplätzen i m öffentlichen Straßenraum Rechnung 
getragen. 
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Straßenbegleitend sollen Fuß - und Radwegeverbindungen an­
gelegt werden. 

Durch die Ausweis~ng der nordwestlich des Sondergebietes 
vorgesehenen Verkehrs fläche mit der Zweckbestimmung be­
grünter Fuß- und Radweg und Zuwegung zu den landwirt­
schaftlichen Nutzungen sol l der vorhandene Weg ins Land­
schaftsschutzgebiet nicht nur gesichert werden, sondern 
auch zu einer Rad- und Fußwegverbindung mit Erholungs ­
funktionen umgestaltet werden. 
Die Durchfahrt von Kraftfahrzeugen in Richtung Trentel­
moor soll dabei durch geeignete Maßnahmen (wie z. B. Pol­
ler) verhindert werden. 

5.3 Versorgung 

Die Versorgung des Gebietes mit Trinkwasser, Gas und Elt 
ist durch den Ausbau bzw. die Erweiterung der sich in un­
mittelbarer Nähe des Plangebietes befindenden entspre­
chenden Versorgungsleitungen möglich. 

5.4 Oberflächenentwässer ung und Schmutzwasserentsorgung 

Die Entwässerung des Gebietes erfolgt im Trennsystem. 

Gemäß der Baugrunduntersuchung der Gesellschaft für 
Grundbau und Umwelttechnik (GGU), Braunschweig, verfügt . 
der unter dem Mutterboden anstehende schluffige Feinsand 
(uS) über Mittel- bis Grobsand (mS/gS) über eine mittlere 
(uS) bis sehr hohe (gS ) Durchlässigkeit, die im allgemei­
nen einen Kf-Wert über 10-4 m/s i. M. aufweist. Insgesamt 
i st deshalb die Versickerungseignung hinsichtlich Wasser­
durchlässigkeit als gut zu beurteilen. 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes wurden 
außerdem die Grundwasserstände eingemessen. Der Grundwas ­
serstand im nördlichen Teil der Baufläche liegt zwischen 
0,65 m und 0,80 m, i m südlichen zwischen 2,99 m und 
1,60 munter Gelände. Nur im südlichen Bereich sind somit 
ein ausreichender Grundwasserflurabstand und eine ent­
sprechende ungesätt igte Zone. vorh~nden, wodurch prinzi­
piell dort eine Niederschlagsversickerung möglich ist.· 

Es wird deshalb empfohlen, das von den Dachflächen der 
Gebäude sowie das von privaten Stellplätzen sowie Stell-
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platzgassen und -zufahrten ablaufende Oberflächenwasser 
aus Gründen der Grundwasserneubildung in Mulden im südli­
chen Teil der Fläche des Sondergebietes zu versickern . 

Da wirkungsvolle Versickerungsmaßnahmen im gesamten Bau­
gebiet nicht maglieh sind, wird das Regenwasser über die 
vorhandenen Gräben in das nordwestlich liegende Rückhal­
tebecken geleitet. Diese Regenwasserableitung dient 
gleichzeitig als wasserwirtschaftliche Ausgleichsmaßnahme 
für den Mehrabfluß infolge der Bebauung des Plangebietes. 

Die Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers erfolgt 
über den Anschluß an die Gemeinschaftskanalisation Ste­
derdorf II. 

5.5 Öffentliche Grünfläche 

Die festgesetzten Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft im 
Westen des Plangebietes sollen die landschaftsgerechte 
Anhindung der Bauflächen an das vorhandene Landschafts­
schutzgebiet durch fachgerechte Aufforstung des Areals 
gewährleisten. 

Die Bepflanzung wird in Absprache mit der Naturschutzbe­
hörde durch die Stadt Feine vorgenommen, wobei die Kosten 
von den Vorhabenträgern bzw. Eigentümern der Baugrund­
stücke getragen werden. 

Es wird textlich festgesetzt, daß die Anpflanzmaßnahmen 
ein Jahr nach Beendigung der Bauvorhaben vollständig und 
fachgerecht ausgeführt sein muß. Damit wird bezweckt, ei­
nen zeitlichen Zusammenhang zwischen der Bebauung und der 
Schaffung der Ausgleichsmaßnahmen vorzugeben . 
Bei extensiver Nutzung dient sie somit der Zweckbestim­
mung nach als Ersatzfläche für Eingriffe in den Natur­
haushalt infolge der Bebauung der im Bebauungsplan ausge­
wiesenen Baugrundstücke. 

Der Lärmschutzwall, der südlich an das Plangebiet an­
grenzt, wird durch die BR Deutschland erbaut und unter­
halten, d . h. bepflanzt und gepflegt. 
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5.6 Anpflanzungsfestsetzungen 

Ein 5 m breiter, nach Maßgabe zu bepflanzender Grünstrei­
fen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche bzw. der 
Pumpstationsgrundstücksgrenze dient als Abgrenzung zu 
diesen Nutzflächen. 

Aus Gründen erhöhten Schutz- und Abschirmbedarfs des Re­
genrückhaltebeckens bzw. der Ausgleichsaufforstungsfläche 
verbreitert er sich im Westen des Plangebietes. 

Des weiteren werden auf Privatgrundstücken auf im Plan 
bezeichneten Standorten Bäume vorgesehen . 

Wegen der Störanfälligkeit des Trentelmoores wird östlich 
des an das Trentelmoor angrenzenden Wirtschaftsweges ein 
10 m breiter Streifen privater Grünfläche mit Pflanzbin­
dung als Pufferfläche vorgesehen. 

5.7 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

Die Leitungsrechte beziehen sich auf bereits ~orhandene 
Entwässerungsgräben. Außerdem sichern sie der Stadt das 
Recht/ diese Gräben für Pflegezwecke erreichen zu können. 

6. Natur- und Landschaftspflege und Umweltschutz 

Durch den Bebauungspl an werden ackerbaulich genutzte Flä­
chen in einer Größe von 4 1 23 ha als Baugebiet und als öf­
fentliche Grünfläche vorgesehen. 

Nachfolgend wird anhand des Quantifizierungsmodells 
(Hamburger Modell) eine Überprüfung des Kompensationswer­
tes durchgeführt. 

Gesamtgröße = 42.300 qm 

Bestand 

einjährige Brache 
(Graseinsaat) 37.633 ~X 5 Pkt./qm 188.165 Pkt. 

- Saumbereich 
(z. T. mit Bäumen) 1. 800 ~X 7 Pkt. / qm 12.600 Pkt. 

- Wegefläche (asphaltiert) 900 ~X 0 Pkt . /qm ; 0 Pkt . 
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- Graben BAB-2-Entwässerung 315 qmx 4 Pkt./qm 1.260 Pkt. 
- Kläranlage mit 

Nebenflächen 812 qmx 3 Pkt./qm 2.436 Pkt. 
- Stederdorfer Graben 840 qmx 2 Pkt . /qm l.fiaQ 2kt. 

206.141 Pkt. 

Geplant 

- öffentliche Grünfläche 
(naturnahe Aufforstung) / 
Ausgleichsfläche 8.500 qmx 1.0 Pkt./qm : 85.000 Pkt. 

- Stederdorfer Graben 840 qmx 2 Pkt. /qm = 1..680 Pkt. 
- Kläranlage mit 

Nebenflächen 662 qmx 3 Pkt./qm 1.986 Pkt. 
- Graben BAB-2-Entwässerung 315 qmx 4 Pkt. /qm : 1.260 Pkt. 
- Wegefläche (asphaltiert) 2.225 qmx 0 Pkt . /qm = 0 Pkt. 
- Saumbereiche 

(z. T. mit Bäumen) 1.320 qmx 7 Pkt./qm 9.240 Pkt. 

- Bauflächen 28.438 qm 

- max. überbaubare Fläche 
bei GRZ = 0,4 11.375 qmx 0 Pkt./qm = 0 Pkt. 

- max. Stellplatz fläche 
bei GRZ = 0,6 mit 
Baumpflanzungen 5.687 qmx 3 Pkt./qm = 17.061. Pkt. 

- Fläche für 
Anpflanzungen 1. 773 qmx 8 Pkt. /qm 14.189 Pkt. 

- gestaltete Gartenfl äche 9.603 qmx 4 Pkt. /qm Ja.n2 2kt. 
168.828 Pkt. 

206.141 Pkt. 100 % 

168.828 Pkt. X % = > X = 81,89 % 

Die durchgeführte Überprüfung zeigt, daß eine Kompensa­
tion vor Ort zu 81,89 % erreicht wird. In bezugauf die 
Bodenfunktion ist somit ein Ausgleich im Bebauungspl an 
nicht vollständig, aber dennoch in hohe~ Maße möglich. Um 
einen 100-%-Ausgleich in diesem Bereich zu erreichen, 
wird die Differenz durch die Festsetzung zur Anpflanzung 
eines Laubbaumes pro 120 qm versiegelter Fläche weitge­
hend kompensiert. 

Zu beachten ist hier, daß mit zunehmendem Einwachsen von 
Pflanzungen bzw . der zunehmenden Sukzession auf Extensiv­
flächen eine weitere Verbesserung erreicht wird. Die Vor­
aussetzungen für die Entwicklung von Extensivgrünflächen 
und Sukzessionsflächen sind aufgrund der direkten Nach­
barschaft zum Trentelmoor als gut zu bezeichnen . Von dort 
aus kann bei angemessenen Standortvoraussetzungen eine 
weitere floristische und faunistische Aufwertung anset­
zen. 

Als Ergänzung zu den planungsrechtlich festgesetzten 
Grünordnungsmaßnahmen erwartet die Stadt Peine vom Bau­
herrn eigenverantwortliche Beiträge zur Verbesserung der 
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natürlichen Lebensgrundlagen. 

Begrünte Dachflächen und Fassaden können einen wertvollen 
Ausgleich zur Bodenversiegelung leisten und zur Ver­
besserung des Kleinklimas entscheidend beitragen. 

7. Lärmschutz 

Aus der vom Büro Linz durchgeführten schalltechnischen 
Untersuchung (Zusammenfassung liegt als Anhang bei) vom 
Februar 1995 geht hervor, daß bei Bewertung des Sonderge­
bietes aufgrund der tatsächlichen Nutzung als Mischgebiet 
(Orientierungswert für MI nach DIN 18005 60/45 dB(A)) und 
unter Berücksi chtigung, daß in ·diesem Gebiet keine für 
den Nachtwert relevanten Räume entstehen werden, der Ori­
entierungswert - 60 dB(A) - im Planbereich überschritten 
wird. 
Im Bebauungsplan sind die 60 dB(A)-Isophone für das 1. 
bis 4 . Stockwerk dargestellt . 
Die Ermittlung des erforderlichen Schalldämmaßes anhand 
der DIN 4109 ist im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens 
entsprechend den konkreten Bauantragsunterlagen durchzu­
führen . 

8. Altablagerung 

Ungefähr 450 m östlich des Plangebietes befindet sich ei­
ne Altablagerung. Da potentielle Einflüsse dieser Alt­
ablagerung auf das neue Baugebiet lediglich infolge einer 
Grundwasserbelastung möglich wären, wird aufgrund der 
großen Entfernung a uf eine gezielte Untersuchung verzich­
tet. Um auch temporäre Grundwasserbelastung auszuschlie­
ßen, wird im Bebauungsplan darauf hingewiesen, daß beim 
Bau von Hausbrunnen im Plangebiet das entnommene Wasser 
analysiert werden soll te. 

9. Planungsstatistik 

9.1 Größe des Plangebiete s: 4,23 ha 

9.2 Öffentl iche Verkehrsfläche : 0,19 ha 
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9.3 Verkehrsflächen mit der Zweckbestimmung 
- beg~ünter Fuß- und Radweg 

9 . 4 

9.5 

9.6 

- , Zuwegung zu den landwirtschaftlichen 
Nutzungen 0,14 ha 

Öffentliche Grünfläche: 
(Zweckbestimmung: Schutz, Pflege und 
Entwicklung von Natur und Landschaft) 
naturnahe Aufforstung 

Gemeinbedarfsfläche: 
(Abwasserpumpstation, Entwässerungs­
gräben) 

Nettobauland: 

0,85 ha 

0, 22 ha 

2,39 ha 

9.6.1 Sondergebiet 2,14 ha 

9.6.2 Mischgebiet 0,69 ha 

Im öffentlichen Raum sind 8 Parkplätze vorgesehen. 

10 . Kostenschät zung 

Die der Stadt Peine entstehenden Kosten fur die geplanten 
Maßnahmen werden auf ca.1 , 7 Mio DM geschätzt. 

Es werden Beiträge nach Maßgabe des geltenden Ortsrechtes 
erhoben. 

11. Abwägung der Stellungnahmen. Bedenken. Anregungen 

E-ine Auflistung der Bedenken und Anregungen ist als Anla­
ge beigefügt . 
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Verfahrensvermerke 

Diese Begründung hat mit dem Entwurf des Bebauungsplanes 
Nr. 25 ( Nörd],.ich der Autobahn ) Stederdorf und dem s.täd­
tebaulichen Entwurf gemäß§ 3 Abs.2 BauGB vom 15.07.1~96 
- 14.08.1996 öffentlich ausgelegen. 

Der Rat der Stadt Peine hat diese Begründung i. V. mit 
dem Beschluß des Bebauungsplanes als Satzung in seiner 
Sitzung am 27.02.1997 beschlossen. 

Peine, den 30.07 . 1997 

Bürgermeister (. V.: 
L~ Stadtdi~ektor l.J 

Anhang: Zusammenfassung Schallgutachten 
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Anhang 

Dipl.-lng. Dieter Linz · Ingenieurbüro ·Postfach 1246 · 31502 Wunstorf ·Tel. 05031 /742n. Fax 73166 

5. Lärmschutzmaßnahme 

Im Untersuchungsbereich verläuft zwischen dem B-Pian 25 und der Einfahrtsrampe der 
Anschlußstelle Peine ein Lärmschutzwall mit einer Höhe von H = 5,00 m Ober 
Gradiente q,er Rampe. Am westlichen Ende dieses Lärmschutzwalles schließt eine 
gleichhohe Lärmschutzwand an. ln der baulichen Trennung zwischen Haupt- und 
Verteilerfahrbahn wird eine Lärmschutzwand mit einer Höhe von H = 5,00 m Ober 
Gradiente der Hauptfahrbahn errichtet. Zwischen der Ein- und Ausfahrtsrampe im 
Nordwestquadranten ist ferner die Anlage einer 3,00 m hohen Lärmschutzwand 
entlang der Verteilerfahrbahn...geplant. 
Auch auf der Sudseite der BAB-A 2 sind entlang der Hauptfahrbahn, der Ausfahrt, in 
der baulichen Trennung und zwischen der Ein- und Ausfahrtsrampe Lärmschutzwände 
mit einer Höhe von H = 5,00 m bzw. 3,00 m vorgesehen. 

Diese hier erläuterten Maßnahmen wurden in der Schalltechnischen Untersuchung 
berucksichtigt. 

6. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Aufgrund der vorliegenden Ergebnisse (s. Unterlage 4 und 5) können folgende 
Aussagen getroffen werden: 
Bei der Festsetzung der Nutzungsart als Mischgebiet (IGW 64/54 dB(A))und unter 
Berucksichtigung, daß keine fQr den Nachtwert relevanten Räume entstehen, ist bei 
den abgeschätzten Immissionshöhen lediglich an 3 Immissionsorten eine .geringfugige 
Grenzwertuberschreitung im 4. Stockwerk zu erwarten. Bei einem dieser 
Jmmissionsorte wurde auch im 3. Stockwerk noch eine geringe 
Grenzwertüberschreitung errechnet. (s. Ergebnistabelle Verkehr). 
Von der Oberbaubaren Fläche des 8-Pianes Nr. 25 sind also· nüt die_ obersten Etagen · 
der Gebäude im sudwestlichen Bereich des Untersuchungsgebietes betroffen. 
Alle genannten Grenzwertüberschreitungen sind so gering, daß sich bei Bürogebäuden 
für Fenster, Außentüren und LOttungen nach der Erstattungsrichtlinie lediglich 
Schallschutzklasse (SSK) 1 ergibt. 
Anmerkung: Bei den heutigen Wärmeschutzforderungen werden normalerweise 

Fenster eingebaut, welche mindestens der SSK 2 entsprechen. 

Aufgestellt: 
Wunstorf, den 17. 01. 95 

( Oipl.-lng. P. Kleinsorge) 
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